
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
Strukturreform des Kommunalen Finanzausgleichs 
 
 
Die im Jahr 2008 einberufene Mediatorengruppe für eine Reform des Kommuna-
len Finanzausgleichs hat am 06.10.2011 ihre Vorschläge zur künftigen Gestal-
tung des Kommunalen Finanzausgleichs dem Hessischen Ministerpräsidenten 
übergeben. Finanzminister Dr. Schäfer hat am 07.10.2011 den Abschlussbericht 
der Öffentlichkeit vorgestellt. 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
bereits seit Ende 2001 wurden die Defizite des derzeitigen Ausgleichssystems im Kom-
munalen Finanzausgleich diskutiert und Überlegungen für eine umfassende Strukturre-
form angestellt. Ursprünglich sollten die Änderungen der sehr komplexen Reform zum 
1. Januar 2009 umgesetzt werden. In 2008 wurden die Gespräche jedoch zunächst 
eingestellt, um das sensible Thema aus dem Wahlkampf für die damals angestandene 
Landtagswahl herauszuhalten und damit den Erfolg der Reform nicht zu gefährden. 
 
Nach der Landtagswahl wurde im Oktober 2008 die in der Regierungserklärung vom 
April 2008 angekündigte Mediatorengruppe für eine Reform des Kommunalen Finanz-
ausgleichs eingesetzt. In die überparteiliche Expertenkommission wurden der ehemali-
ge Regierungspräsident von Gießen, Hartmut Bäumer, der frühere Bürgermeister von 
Mörfelden-Walldorf, Bernhard Brehl, der Präsident des Hessischen Rechnungshofes, 
Professor Dr. Manfred Eibelshäuser, der ehemalige Landrat von Fulda und ehemalige 
Vize-Präsident des HLT, Fritz Kramer, sowie der frühere Finanzminister von Sachsen-
Anhalt, Professor Dr. Karl-Heinz Paqué berufen.  
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Die Gruppe hatte den Auftrag der Landesregierung und dem Landtag konkrete Vor-
schläge zur künftigen Gestaltung des Kommunalen Finanzausgleichs vorzulegen. Da-
bei sollten unter anderem auch die zu erwartenden demografischen Änderungen und 
die finanziell angemessene Ausstattung der Gemeinden, Städte und Landkreise gerade 
im Vergleich zu anderen Bundesländern berücksichtigt werden. Darüber hinaus sollten 
die Vorschläge eine Neuregelung ermöglichen, die über die politischen Grenzen hinaus 
breite Zustimmung im Land findet und somit unabhängig von den jeweiligen politischen 
Mehrheitsverhältnissen langfristig Bestand haben kann. Die unabhängige Sachverstän-
digengruppe sollte daher ihre Vorstellungen gemeinsam mit einer Facharbeitsgruppe 
„Kommunaler Finanzausgleich“ erörtern und möglichst viele Interessen in den Vor-
schlag einbeziehen. 
 
Nach Erfüllung ihres Auftrags hat die Mediatorengruppe am 06.10.2011 ihren Ab-
schlussbericht vorgelegt. Die darin aufgenommenen Vorschläge für die künftige Gestal-
tung des Kommunalen Finanzausgleichs hat der hessische Finanzminister am 
07.10.2011 der Öffentlichkeit vorgestellt. 
 
Die Vorschläge der Mediatorengruppe für eine Strukturreform des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs sehen im Wesentlichen  
 
- einen Steuerausgleich für besonders steuer- bzw. umlagenschwache Kommunen 

anstelle der bisherigen Finanzkraftgarantie,  
 

- eine teilweise Abschöpfung der besonders steuerstarken (abundanten) Kommunen 
zugunsten der Schlüsselmasse,  

 

- eine Neubewertung der sogenannten Einwohnerveredelung,  
 

- eine Neuaufteilung der Schlüsselmasse sowie  
 

- die langfristige Aufgabe des Sonderstatus der großen kreisangehörigen Städte  
 
vor.  
 
Kernanliegen der Mediatorengruppe war es, die wichtigsten strukturellen Ungereimthei-
ten im derzeitigen System des Kommunalen Finanzausgleichs aufzugreifen um dafür 
praktikable Lösungsvorschläge zu unterbreiten. Ihre Vorschläge sollen dazu beitragen, 
dass die Struktur des Kommunalen Finanzausgleichs langfristig wieder so ausgerichtet 
werden kann, dass er seiner Aufgabe auch künftig gerecht wird und die Solidarität der 
Kommunen untereinander auf eine neue Basis gestellt werden kann. 
 
Die Expertenkommission hat fünf Problembereiche definiert und dazu folgende Lö-
sungsvorschläge erarbeitet: 
 
1. Die Finanzkraftgarantie bietet keinen Anreiz sich um eigene Steuerquellen zu 

bemühen. 
Vorschlag:  
An die Stelle der bisherigen Finanzkraftgarantie tritt eine Teilauffüllung für beson-
ders steuer-/umlageschwache Kommunen („Steuerausgleich“) bei gleichzeitiger Er-
höhung der Ausgleichsquote. 
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2. Die Abundanz wird unzureichend in das Ausgleichssystem einbezogen. 
Vorschlag:  
Teilweise Abschöpfung der Abundanz in Höhe von 20 % zu Gunsten der Schlüs-
selmasse, wobei zunächst 14 %-Punkte (als Ausgleich des reduzierten Steuerver-
bundes aufgrund der durch die Abundanz erhöhten LFA-Beiträge des Landes) in die 
jeweilige Schlüsselmasse fließen. Die verbleibenden 6 %-Punkte sollen für einen 
Übergangszeitraum von fünf Jahren in einen Härtefonds fließen, der zur Abfederung 
von nicht gänzlich vermeidbaren Übergangsbelastungen durch die Strukturreform 
verwendet wird. An die Stelle der bisherigen Mindestschlüsselzuweisungen treten in 
der Folge Festbeträge, damit auch die abundanten Kommunen weiterhin eine Ab-
geltung für den übertragenen Wirkungskreis erhalten. 

 
3. Die historisch gewachsene „Veredelung“ der Einwohner berücksichtigt nur 

unzureichend die zentralörtliche Funktion im ländlichen Raum. 
Vorschlag:  
Einwohnerveredelung ausschließlich nach zentralörtlichen Funktionen und Struktur-
räumen unter anderem mit: 
- neuer Hauptansatzstaffel 
- Zuschlag für Mittelzentren im ländlichen Raum 
- höherer Gewichtung von Einwohnern von Oberzentren auch auf der Landkreis-

ebene. 
 

4. Die Vorabaufteilung der Schlüsselmasse auf die drei kommunalen Gruppen 
(kreisangehörige Gemeinden, Landkreise, kreisfreie Städte) begrenzt die Aus-
gleichswirkungen erheblich. 
Vorschlag:  
Integration der kreisfreien Städte mit den jeweiligen Teilfunktionen in die Schlüssel-
massen der Gemeinden und in die der Landkreise. 
 

5. Die Stellung der Sonderstatusstädte führt zu einer ungerechten Verteilung der 
Schlüsselzuweisungen der Landkreise und zu einer unangemessenen Vertei-
lung der Umlagelasten. 
Vorschlag: 
Mittelfristig ist die hessische Besonderheit von Landkreisen mit Sonderstatusstädten 
dadurch zu lösen, dass der Sonderstatus aufgegeben und diese Städte voll in die 
Landkreise integriert werden. Bis dahin wird als Übergangslösung vorgeschlagen: 
Die Finanzkraft der Sonderstatusstädte wird bei der Verteilung der Schlüsselzuwei-
sungen der Landkreise voll berücksichtigt. Entsprechend zahlen die Sonderstatus-
städte – wie die anderen Gemeinden ihrer Kreise auch – die volle Kreisumlage. In-
nerhalb eines Kreises gilt für alle Gemeinden (unabhängig von der Schulträger-
schaft) ein einheitlicher Hebesatz. Anschließend soll eine freiwillige Verhandlungs-
lösung zwischen Sonderstatusstadt und ihrem Landkreis angestrebt werden, die die 
Finanzierung der der Sonderstatusstadt übertragenen Landkreisaufgaben regelt. 
Für den Fall, dass es zu keiner Verhandlungslösung, kommt ist vorgesehen, dass 
der Landkreis 43,5 % der durchschnittlichen Kreisumlage je Einwohner in seinem 
Kreisgebiet an die Sonderstatusstadt als Ausgleich für die übertragenen Aufgaben 
zahlt. 
 

 Folgewirkungen: 
- Die Ergänzungsansätze für Sonderstatusstädte und kreisangehörige Schulträger 

entfallen. 
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- Der Anrechnungsfaktor bei der Ermittlung der Umlagekraft der Landkreise wird 
herabgesetzt, damit die Schulumlageeinnahmen nicht mehr erfasst werden. 

 
Auf Empfehlung des Finanzausschusses soll der Hessische Finanzminister zu einer 
gemeinsamen Sitzung des Präsidiums und des Finanzausschusses des Hessischen 
Landkreistages eingeladen werden, in der Finanzminister Dr. Schäfer seine Bewertung  
der Vorschläge der Mediatorengruppe vornehmen und sein Konzept zur Reform des 
Kommunalen Finanzausgleichs für eine gemeinsame Erörterung vorstellen soll. 
 
Die Vorschläge der überörtlichen Expertengruppe sind in Kurz- und Langfassung als 
Anlagen beigefügt. 
 
Zur Beratung der Vorschläge der Mediatorengruppe soll am 08.11.2011 eine Fachar-
beitsgruppe eingerichtet werden. Ihr sollen Mitglieder aller Fraktionen des Hessischen 
Landtags sowie der kommunalen Spitzenverbände angehören. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
Sperzel  
Referatsleiter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
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